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, 	 Patentamt 	Patent Office 

.4mo)) 	 Beschwerdekammem 	Boards of Appeal  

Office européen 
des brevets 

Chambres de recours 

Aktenzeichen: T 125/91 - 3.2.4 

E N T S C H E I D U N G 
der Technischen Beschwerdekaimier 3.2.4 

vom 3. Februar 1992 

Beschwerdegegner: 
(Patentinhaber) 

Vertreter: 

Beschwerdefi)hrer I: 
(Einsprechender I) 

Vertreter: 

KURT LACHENMEIER ApS 
Fynsgade 10 
DK - 6400 Sonderborg (DK) 

Grosse, Wolfgang 
PatentanwAlte Kirschner & Grosse 
Forstenrieder Allee 59 
W - 8000 München 71 (DE) 

MSK-Verpackungs - Systeme GmbH 
Benzstra&e 
W - 4190 Kieve (DE) 

Patentanwalt Walter Stark 
Moerserstrae 140 
W - 4150 Krefeld (DE) 

Beschwerdefuhrer II: 
AL 

(Einsprechender Ii) 

Vertreter: 

C. Keller GmbH u. Co.KC 
Car1-Ke11er-Straie 2 - 10 
W - 4530 Ibbenbüren (DE) 

PatentanwAlte Busse & Busse 
Postfach 12 26 
Grohande1sring 6 
W - 4500 Osnabrück (DE) 
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Weiterer Verfahrens- 	 VFI Cesellschaft für Verpackungstechnik mbH 
beteiligter: 	 Ketteler Stra1e 40 
(Beitretender) 	 W - 4180 Goch 1 (DE) 

Vertreter: 	 Dipi. -Ing. Ulrich Ploger 
Benrather Schlo2allee 89 
W - 4000 Düsseldorf 13 (DE) 

Angefochtene Entscheidung: 	Entscheidung der Einspruchsabteilung des 
EuropAischen Patentamts, die am 30. November 1990 
zur Post gegeben worden ist und mit der die 
Einspruche gegen das europAische Patent 
Nr. 0 078 284 aufgrund des Artikels 102 (2) EPU 
zuruckgewiesen worden sind. 

Zusammensetzung der Kauimer: 

Vorsitzender: 	C.A.J. Andries 
Mitglieder: 	J.C.M. De Preter 

H.J. Seidenschwarz 
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Sachverhalt mid Antrage 

Die Beschwerdegegnerifl ist Inhaberin des europàischen 

Patents Nr. 78 284 (Anineldenuinmer 82 901 411.7). 

Die Beschwerdeführerinnen (Einsprechende I und II) legten 

gegen das europâische Patent Einsprüche ein und 

beantragten, es zu widerrufen. 

Wàhrend des Einspruchsverfahrens wurde auf Antrag der 

Patentinhaberin mit aliseitiger Zustimmung die Verfahrens-

sprache in deutsch geandert (Kurzmitteilung vom 

19.10.89). 

In einem Bescheid vom 2. Oktober 1990 wurden die 

Einsprechenden von der Einspruchsabteilung gebeten, 

innerhaib einer Frist von zwei Monaten nach Zustellung 

dieses Bescheids eine Stellungnahme einzureichen. 

Mit Schriftsatz vom 4. Oktober 1990 (eingegangen am 

5. Oktober 1990) hatte die Einsprechende II angekündigt, 

daB sie beabsichtigte, innerhalb der gesetzten Frist 

sachlich noch Stellung zu nehmen. Die Einsprechende I 

hatte dagegen ihrerseits auf den Bescheid hin mit 

Schriftsatz voin 14. November 1990 ihren Antrag auf 

mündliche Verhandlung zurückgezogen. 

Am 22. November 1990 (EPA Form 2339.2) wurden die 

Einsprüche durch die Einspruchsabteilung zurückgewiesen. 

Die schriftliche Entscheidung ist am 30. November 1990 zur 

Post gegeben worden. 

Gegen diese Entscheidung wurde von der Einsprechenden I am 

29. Januar 1991 und von der Einsprechenden II am 

8. Februar 1991 unter Zahlung der vorgeschriebenen Gebühr 
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2 	 T 125/91 

Beschwerde eingelegt. Die Beschwerdebegründungen wurden am 

26. März 1991 bzw. am 27. März 1991 eingereicht. 

In ihrer Beschwerdebegründung hat die beschwerdeführende 

Einsprechende II u. a. geltend gemacht, daB im 

erstinstanzlichen Einspruchsverfahren die angegriffene 

Entscheidung ergangen sei, ohne ihr Gelegenheit gegeben zu 

haben, zu dem Bescheid vom 2. Oktober 1990 geiuãB 

Artikel 101 (2) und Regel 58 (1) big (4) EPU innerhaib der 

angegebenen Frist von zwei Nonaten, die am 

12. Dezember 1990 endete, sachlich Stellung nehmen zu 

kânnen. Dadurch seien die Vorschriften für das Verfahren 

gemäB Artikel 113 EPU verletzt worden. 

Mit ihrem Bescheid vom 1. Oktober 1991 hat die Kammer 

darauf hingewiesen, daB die Einsprechende II nicht 

dargelegt habe, weiche Folgen sich nach ihrer Ansicht aus 

der behaupteten Verletzung ergeben soilten; auch wurde die 

Einsprechende II gebeten, initzuteilen, ob sie eine 

Zuruckverweisung der vorliegenden Angelegenheit an die 

erste Instanz beantrage. 

Mit Schriftstz vom 10. Oktober 1991 beantragte die 

beschwerdeführende Einsprechende II, die Sache an die 

erste Instanz zurückzuverweisen und die Zurückzahlung der 

Beschwerdegebühr anzuordnen. Mit Schriftsatz vom 

14. November 1991 schioB sich die beschwerdeführende 

Einsprechende I diesen Anträgen an. 

Von der Patentinhaberin wurde mit Schriftsatz vom 

19. November 1991 u. a. darauf hingewiesen, daB, soilte 

die Beschwerdekaminer die Angelegenheit an die Einspruchs-

abteilung zurückverweisen, dies wegen des Forinmangels 

lediglich die Einsprechende II betreffe. Dagegen wurde der 

Einsprechenden I das rechtliche Gehôr in ausreichendem 

Unifang gewãhrt, so daB hier kein Fornifehier vorliege. Die 
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eingereichte Beschwerdebegründung der Einsprechenden I 

sowie deren ergãnzenden Eingabe voin 4. November 1991 seien 

daher in einem wieder aufgenoimnenen Einspruchsverfahren 

nicht zu berücksichtigen. Soilte die Beschwerdekammer bzw. 

die Einspruchsabteilung anderer Ansicht gem, so werde urn 

eine weitere Schriftsatzfrist zur Entgegnung auf die 

vorgenannten Eingaben der Einsprechenden I irn Beschwerde-

verfahren gebeten. 

XI. 	Die VFI Gesellschaft für Verpackungstechnik mbH ist am 

29. November 1991 gemäB Artikel 105 EPtJ dein Verfahren 

beigetreten. 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerden sind zulässig. 

Auf den Bescheid vom 2. Oktober 1990 der Einspruchs-

abteilung hin hatte die Einsprechende II mit ihrem 

Schriftsatz voin 4. Oktober 1990 eindeutig angekündigt, da 

sie innerhaib der gesetzten Frist, d. h. bis zurn 

12. Dezember,L1990,  beabsichtigte, sachlich Stellung zu 

nehmen. Die Einspruchsabteilung hat daher mit ihrer 

Entscheidung voin 22. November 1990, die am 

30. November 1990 zur Post gegeben worden ist, der 

Einsprechenden II diese Möglichkeit genommen. Darnit ist 

ein Verfahrensrnangel eingetreten, so daB diese 

Angelegenheit an die erste Instanz zurückzuverweisen ist 

(Art. 111 EPU, Art. 10 VerfOBK). 

Da diese Angelegenheit nicht teilbar ist, muB sie in 

vollein Uinfang zurückverwiesen werden. Dies bedeutet, daB 

auch die Einsprechende I, obwohl gegenüber ihr kein 

Formfehler vorliegt, - weil sie nach ihrem Schriftsatz vom 

14. November 1990 offensichtlich keine Stellung mehr 
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nehmen woilte -, das Recht hat, vor der Einspruchs-

abteilung weitere Arguinente vorzubringen, wie auch die 

Patentinhaberin das Recht hat, vor der Einspruchsabteilung 

auf alle Arguinente des Einsprechenden zu erwidern. Bei 

dieser Sachlage erübrigt es sich für die Kanuner, der 

Patentinhaberin während des Beschwerdeverfahrens eine 

Frist zur Erwiderung auf die Arguinente der Einsprechenden 

I einzuräuinen, da sie dazu-wãhrend der weiteren Behandlung 

vor der Einspruchsabteilung Gelegenheit erhalten wird. 

3. 	Unter Berücksichtigung des o. g. Verfahrensmangels ist die 

Zurückzahlung der von der Einsprechenden II entrichteten 

Beschwerdegebühr aus Gründen der Billigkeit gemãi3 Regel 67 

EPU anzuordnen. Dies gilt auch für die Beschwerdegebühr 

der Einsprechenden I, weil sie durch diesen Verfahrens-

mangel, der die Zurückweisung der Angelegenheit zur Folge 

hat, auf indirekte Weise betroffen ist. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

AL 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die erste Instanz zur weiteren 

Behandlung zurückverwiesen, so daB die Parteien, 

insbesondere die Einsprechende II, u. a. nochinals die 

Möglichkeit haben, sachlich Stellung nehinen zu können. 

Die Zurückzahlung der Beschwerdegebühren wird angeordnet. 

Der Geschãftsstellenbeainte: 	 Der Vorsitzende: 

N. Maslin 
	

C. Andries 
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